
Liebe Mandantinnen, liebe Mandanten,

der Frühling ist da und damit auch das Gefühl, dass die Welt 
aufwacht und sich alle Räder ein bisschen schneller drehen als 
am Tag zuvor.  So auch bei uns!

Mit Beginn des Frühlings sind wir in unsere neuen Büroräume  
eingezogenn. Wirklich weit in die Ferne  hat es uns nicht 
getragen, jedoch ein  paar Treppenstufen weniger sind es 
geworden.  

Wir bleiben unserer Große Theaterstraße 14 und damit  den 
Colonnaden treu. Ein besonderes Stück Hamburg mit einer 
über 300-jährigen Geschichte, welches wir nicht missen 
möchten.    

Getreu dem Motto: Moderne trifft Tradtion, verbindet sich  in 
unseren neuen Büroräumen unser  moderner und innovativer 
Anspruch  mit hanseatischem Flair. 

Gerne laden wir Sie zu uns ein und freuen uns darauf, Sie  ganz 
herzlich willkommen zu heißen.

Mit  besten Grüßen
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UNTERNEHMER

Gastronomie: Kosten für die eigene 
Jubiläumsfeier

Ein Hotel, das auch ein Restaurant betreibt, kann nach 
einem aktuellen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) 
die Aufwendungen für einen Galaempfang anlässlich 
des eigenen Betriebsjubiläums nur eingeschränkt,  
d. h. zu 70 % (bis 2003: zu 80 %) abziehen. Hinter-
grund ist, dass diese Kosten zu den Bewirtungsauf-
wendungen zählen, für die das Gesetz nur einen be-
schränkten steuerlichen Abzug vorsieht. Dieses aktu-
elle Urteil ist aber nicht nur für Hotels von Bedeutung, 
sondern auch für andere kommerzielle Gastwirte  
(z. B. Caterer), die Geschäftsfreunde in ihren  
Betrieb einladen, um Geschäftsbeziehungen anzu-
bahnen oder zu vertiefen. Eine Ausnahme hiervon gilt  
allerdings dann, wenn es sich um eine branchenüb-
liche Werbebewirtung wie Produkt- oder Warenver- 
kostungen oder ein sog. Kundschaftstrinken handelt.

Bewirtungsaufwendungen sind aktuell nur im Um-
fang von 70 % als Betriebsausgaben abziehbar; bis 
zum Veranlagungszeitraum 2003 konnten noch 80 
% der Bewirtungsaufwendungen abgesetzt werden. 
Allerdings gilt diese Abzugsbeschränkung nach dem 
Gesetz z.B. nicht für Gastwirte, weil die Bewirtung 
hier gerade Gegenstand ihres Unternehmens ist. 

Ein Hotel, das auch ein Restaurant betrieb, 
veranstaltete im Jahr 2000 eine Jubiläums-
gala anlässlich seines zehnjährigen Bestehens 
und lud dazu Geschäftsfreunde ein. Hierfür 
entstanden Kosten von ca. 50.000 DM, von  

denen 25.000 DM auf Speisen, 6.000 DM auf  
Getränke und der Rest auf Aushilfskräfte,  
Musik und Dekoration entfielen. Das Finanz-
amt erkannte 20 % (dies war der im Jahr 
2000 geltende Prozentsatz) der Gesamtauf-
wendungen nicht als Betriebsausgaben an. 

Der BFH gab dem Finanzamt nun recht. Die  
Kosten des Galaempfangs anlässlich des eigenen 
Betriebsjubiläums (Speisen, Getränke, Service, 
Dekoration, Musik usw.) sind daher steuerlich nur 
eingeschränkt als Bewirtungsaufwendungen ab-
ziehbar. Auch die gesetzliche Ausnahme für Gast-

wirte half hier nicht weiter. Denn bei der Jubilä-
umsgala ging es gerade nicht darum, Speisen ge-
gen Bezahlung anzubieten. Vielmehr sollten neue 
Geschäftsbeziehungen geknüpft und bestehende 
vertieft werden. Das Hotel befand sich damit in der 
gleichen Situation wie ein normaler Unternehmer, 
der Geschäftsfreunde in ein Restaurant einlädt.

Let`s Party: Wann sind Umsätze mit 
19 % Umsatzsteuer zu versteuern?

Ein Partyservice, der 
Speisen in verschlosse-
nen Warmhalteschalen 
liefert, muss seine Lei-
stungen grundsätzlich 
mit dem Regelsteuer-
satz von 19 % Umsatz-
steuer versteuern. Der 
ermäßigte Umsatzsteu-
ersatz von 7 % kommt 
dagegen nur in Betracht, wenn der Partyservice 
lediglich einfache Standardspeisen liefert und kei-
ne weiteren Dienstleistungen (z. B. Gestellung 
von Besteck oder Personal) übernimmt. Dies hat 
der Bundesfinanzhof (BFH) aktuell entschieden. 

Umsätze aus dem Verkauf zubereiteter Speisen 
unterliegen dem regulären Umsatzsteuersatz von  
19 % wenn noch zusätzliche Dienstleistungen er-
bracht werden (z. B. die Bereitstellung von Gar-
derobe, Stühlen, Tischen,  Reinigung, Besteck und  
Geschirr oder Personal). Hingegen gilt der ermä-
ßigte Umsatzsteuersatz von 7 %, wenn der Unter-
nehmer entweder keine weiteren Dienstleistungen 
erbringt (so z. B. beim Essen „to go“) oder aber le-
diglich einfache und standardisiert zubereitete Spei-
sen verkauft und dabei nur „behelfsmäßige Verzehr-
vorrichtungen“ wie z. B. Imbisstheken bereitstellt. 

Ein Partyservice lieferte die bestellten Spei-
sen in verschlossenen Warmhalteschalen aus 
und stellte auch Geschirr sowie Besteck zur 
Verfügung. Der Partyservice wollte die Um-
sätze nur mit 7 % Umsatzsteuer versteuern. 

Dem widersprach nun der BFH, setzte den regu-
lären Umsatzsteuersatz von 19 % an und wies 
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lich verkehrsgünstiger ist und vom Arbeitnehmer 
auch tatsächlich benutzt wird. 

Der BFH musste über zwei Fälle entscheiden, 
in denen der Arbeitnehmer jeweils die Entfer-
nungspauschale für eine längere Verbindung 
geltend machte. Sie behaupteten, dass diese 
verkehrsgünstiger sei. 

Die BFH-Richter verwiesen beide Fälle an das 
jeweilige Finanzgericht zurück, das nun an-
hand der nachfolgenden Grundsätze ent-
scheiden muss, ob die längere Straßenverbin-
dung offensichtlich verkehrsgünstiger war: 

Eine längere Straßenverbindung gilt als verkehrs-
günstiger, wenn der Arbeitnehmer die Arbeitsstät-
te auf diese Weise trotz gelegentlicher Verkehrs-
störungen schneller erreicht. Die Vorteilhaftigkeit 
muss dabei so auf der Hand liegen, dass ein un-
voreingenommener und verständiger Verkehrs-
teilnehmer sich unter den gegebenen Verkehrs-
verhältnissen für diese Strecke entschieden hätte.

die Klage mit der folgenden Begründung ab: 
Bei den von einem Partyservice gelieferten Speisen 
handelte es sich nicht nur um einfache Standard-
speisen, sondern um Speisen, deren Zubereitung 
mehr Arbeit und Sachverstand erforderte. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn die Speisen nach 
den Wünschen des Bestellers zubereitet werden. 
Weitere Dienstleistungen, die zur Anwendung des 
Umsatzsteuersatzes von 19 % führen, sind: die An-
lieferung der Speisen in Warmhalteschalen, die 
Lieferung zu einem festgelegten Zeitpunkt, die 
Bereitstellung von Besteck, Geschirr, Tischen und 
Stühlen sowie ggf. Personal. Bereits wenn eines 
dieser Dienstleistungselemente vorliegt, führt dies 
zu einem Umsatzsteuersatz von 19 %. Im Streitfall 
wurden Besteck und Geschirr gestellt. Unerheblich 
war, dass die Bereitstellung von Besteck und Ge-
schirr die Lieferung der Speisen qualitativ überwog. 

Für den BFH ist entscheidend, dass der Betrieb eines 
Partyservice einen nicht nur geringfügigen personel-
len Einsatz erfordert, um das gestellte Geschirr und 
Besteck herbeizuschaffen, zurückzunehmen und ggf. 
zu reinigen. Es kommt dagegen nicht darauf an, ob 
der Kunde das Geschirr und Besteck selbst reinigt.

ARBEITGEBER/ARBEITNEHMER

Entfernungspauschale  für die   längere 
verkehrsgünstigere Strecke  

Die Entfernungspauschale wird nicht nur für den 
kürzesten Arbeitsweg gewährt, sondern auch für 
eine längere Strecke, wenn diese offensichtlich  
verkehrsgünstiger ist und vom Arbeitnehmer regel-
mäßig genutzt wird. „Offensichtlich verkehrsgünsti-
ger“ ist eine Fahrstrecke dabei nicht nur bei einer  
bestimmten Zeitersparnis. Auch auf andere Umstän-
de, wie z. B. eine günstigere Streckenführung oder 
Ampelschaltung sind wichtig, so der Bundesfinanz-
hof (BFH).

Die Pauschale von 0,30 € für jeden Entfernungs-
kilometer zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
bestimmt sich grundsätzlich nach der kürzesten  
Verbindung. Ausnahmsweise lässt das Gesetz aber 
auch eine längere Strecke zu, wenn diese offensicht-

Die Entscheidung, ob eine 
längere Straßenverbin-
dung verkehrsgünstiger 
war, ist damit im konkre-
ten Einzelfall zu treffen. 
Bei dieser Einzelfallent-
scheidung sind neben 
der Zeitersparnis auch 
weitere Umstände zu be-
rücksichtigen. In jedem 
Fall sollten Arbeitnehmer 
beachten, dass sie nach-
weisen müssen, die längere 
Straßenverbindung auch 
tatsächlich genutzt zu ha-
ben. Hier kann es z. B. rat-
sam sein, regelmäßig an 
einer Tankstelle zu tanken, 
die sich auf der längeren 
Strecke befindet, und die 
Tankbelege aufzuheben.
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Maßgeblich ist ein Vergleich zwischen der längeren, 
vom Arbeitnehmer gewählten Straßenverbindung 
und der kürzesten Wegstrecke. Weitere Strecken 
sind nicht zu prüfen. Es kommt daher nicht darauf 
an, dass die längere, vom Arbeitnehmer gewählte 
Straßenverbindung, die verkehrsgünstigste Strecke 
überhaupt ist. Ansonsten müssten Arbeitnehmer 
und das Finanzamt alle denkbaren Straßenver-
bindungen auf ihre Verkehrsgünstigkeit prüfen.

„Verkehrsgünstiger“ bedeutet nicht, dass sich 
dabei für den Arbeitnehmer zwingend eine be-
stimmte Zeitersparnis ergeben muss (z. B. 20 
Minuten pro Wegstrecke). Denn bei kürzeren 
Strecken, bei denen die Fahrt ohnehin nur 20 Mi-
nuten dauert, wäre eine solche Zeitersparnis nicht 
möglich. Es sind also auch andere Umstände zu 
berücksichtigen, wie beispielsweise eine günsti-
gere Streckenführung oder Ampelschaltung, so 
dass ggf. eine längere Straßenverbindung auch 
ohne Zeitersparnis verkehrsgünstiger sein kann.

Nutzung des Dienstwagens nur 
für betriebliche Fahrten und den  
Arbeitsweg

Darf ein Arbeitnehmer einen Dienstwagen auch für 
private Fahrten nutzen, muss er diesen Nutzungs-
vorteil – sofern er kein Fahrtenbuch führt – nach der 
sog. 1-%-Regelung versteuern.

In dem Fall vor dem BFH durfte ein Arbeit-
nehmer eines Autohauses einen Vorführwa-
gen für Probe- und Vorführfahrten sowie für 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstät-
te nutzen. Nach dem Arbeitsvertrag war die 

private Nutzung des Pkw hingegen untersagt. Das 
Finanzamt bejahte dennoch einen Nutzungsvorteil 
des Arbeitnehmers und versteuerte diesen nach der 
sog. 1-%-Regelung, d. h. mit 1 % des Bruttolisten-
preises des Pkw pro Monat sowie mit 0,03 % für je-
den Entfernungskilometer zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte. 

Der BGH entschied, dass das Finanzamt  die 
1-%-Regelung nicht ansetzen durfte. Denn die 
Versteuerung nach der 1-%-Regelung setzt gera-
de voraus, dass der Arbeitnehmer den Dienstwa-

gen privat nutzen durfte. Wird der Dienstwagen 
auch für Privatfahrten überlassen, spricht ein sog. 
Anscheinsbeweis dafür, dass der Dienstwagen 
auch tatsächlich privat genutzt wurde; die 1-%-Re-
gelung ist dann anzuwenden, wenn kein Fahr-
tenbuch geführt wurde. Dem Arbeitnehmer war 
im Streitfall aber eine private Nutzung untersagt 
worden, und es genügt nicht, dass der Arbeitneh-
mer den Dienstwagen möglicherweise unbefugt 
privat genutzt hat. Derartige Fahrten sieht der 
Gesetzgeber grundsätzlich als beruflich veran-
lasste Fahrten an, die allerdings nur mit der Entfer-
nungspauschale geltend gemacht werden dürfen. 

Das Finanzgericht muss nun prüfen, ob das Verbot 
der Privatnutzung nur zum Schein ausgesprochen 
worden ist. Ist dies der Fall, wäre die 1-%-Rege-
lung anwendbar. Jedoch könnte der Arbeitneh-
mer dann geltend machen, dass er privat ein min-
destens gleichwertiges, eigenes Fahrzeug genutzt 
hat. Der Anscheinsbeweis, dass er den Dienst-
wagen auch privat genutzt hat, wäre „erschüttert“. 

Nach Ansicht des BFH muss das Finanzamt zu-
nächst feststellen, dass der Dienstwagen überhaupt 
privat genutzt werden durfte; denn nur dann spricht 
ein Anscheinsbeweis für eine tatsächliche private 
Nutzung. Kann das Finanzamt eine Erlaubnis zur 
privaten Nutzung nicht feststellen, scheidet die 
1-%-Regelung aus. Allein die Befugnis, den Dienst-
wagen für Fahrten zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte zu nutzen, genügt hierfür gerade nicht. 

Doppelte Haushaltsführung bei einer 
nichtehelichen Lebensgemeinschaft

Eine doppelte Haushaltsführung wird auch bei 
einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft aner-
kannt, wenn der eine Partner eine Wohnung am 
Arbeitsort angemietet hat und sein Lebensmittel-
punkt in der Wohnung des anderen Lebenspart-
ners in einer anderen Stadt liegt. Eine finanzielle 
Beteiligung an dessen Mietkosten ist dabei kei-
ne zwingende Voraussetzung für die steuerliche 
Anerkennung der doppelten Haushaltsführung.

Eine doppelte Haushaltsführung liegt vor, wenn der 
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Arbeitgeber übernimmt Bußgelder 
gegen Mitarbeiter

Übernimmt ein Spediteur Bußgelder, die gegen 
seine Lkw-Fahrer verhängt wurden, zählt dies zum 
steuerpflichtigen Arbeitslohn, entschied das Finanz-
gericht Köln (FG). 

Zum Arbeitslohn gehören auch sog. geldwerte Vor-
teile, die der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer  
gewährt. Ausnahme: Der Vorteil wird im ganz über-
wiegend eigenbetrieblichen Interesse des Arbeit-
gebers gewährt. Eine solche Ausnahme hatte der 
Bundesfinanzhof (BFH) vor einigen Jahren ange-
nommen. In dem Streitfall hatte der Inhaber eines 
Paketzustelldienstes die Bußgelder übernommen, 
die gegen seine Fahrer wegen Verletzung des Hal-
teverbots verhängt worden waren. Folge: Die Über-
nahme der Bußgelder war steuerfrei.

Ein Spediteur zahlte die Bußgelder für seine 
Fahrer. Sie hatten Lenkzeiten überschritten 
und gegen Ruhezeiten verstoßen. Das Finanz-
amt sah hierin steuerpflichtigen Arbeitslohn.

Das FG stimmte dem Finanzamt zu und wies die 
Klage ab: Die Bußgelder waren gegen die Arbeit-
nehmer selbst verhängt worden. Daher stellte 
die Zahlung des Arbeitgebers einen geldwerten 
Vorteil dar. Ein überwiegend eigenbetriebliches  
Interesse des Spediteurs lehnten die Richter  
dagegen ab. Denn der Spediteur muss seinen 
Betrieb so organisieren, dass er seine vertrag- 
lichen Verpflichtungen ohne einen Verstoß gegen 
die Lenk- und Ruhezeiten erfüllen kann. Es han-
delt sich dabei um erhebliche Verstöße gegen die 
Straßenverkehrsordnung, die die Sicherheit im 
Straßenverkehr erheblich beeinträchtigten. Dies 
zeigt auch die Höhe der Bußgelder von jeweils ca.  
3.000 €. Derartige Verstöße sind daher nicht mit 
einem Verstoß gegen ein Halteverbot zu vergleichen.

Arbeitnehmer außerhalb seines Familienwohnorts 
beruflich tätig ist und am Arbeitsort eine Zweitwoh-
nung unterhält, so dass er zwischen beiden Orten 
pendelt. Er kann dann die Kosten für die Zweitwoh-
nung sowie für die Familienheimfahrten absetzen. 

Innerhalb einer nichtehelichen Lebensge-
meinschaft arbeitete und wohnte die Freun-
din in R-Stadt und ihr Freund in der 91 km 
entfernten A-Stadt. Ende 2004 zog die Freun-
din in eine kleinere Wohnung in R-Stadt um. 
An den Wochenenden und im Urlaub war sie 

nun bei ihrem Freund in A-Stadt. Eine Beteiligung 
an der Miete für die Wohnung in A-Stadt konnte 
sie nicht nachweisen. Im Dezember 2006 heirate-
te das Paar. Das Finanzamt erkannte eine doppel-
te Haushaltsführung erst ab Dezember 2006 an. 

Das Finanzgericht 
Münster (FG) erkann-
te dagegen eine dop-
pelte Haushaltsfüh-
rung für das gesamte 
Jahr 2006 an und 
gab damit der Klage 
statt. Ihrer Auffassung 
nach hatte die Freun-
din ihren Lebensmit-
telpunkt in der Wohnung ihres Freundes in A-Stadt 
und unterhielt am Beschäftigungsort in R-Stadt eine 
Zweitwohnung. So hielt sich die Freundin an den 
Wochenenden und im Urlaub in der Wohnung in 
A-Stadt auf. Ihre größere Wohnung in R-Stadt hat-
te sie bereits Ende 2004 aufgegeben und war in 
eine kleinere Zweitwohnung umgezogen. Schließ-
lich hat sie ihren Freund Ende 2006 auch gehei-
ratet; dies spreche insgesamt dafür, dass bereits 
zuvor ein gemeinsamer Lebensmittelpunkt bestand.

Unerheblich ist dagegen, dass die Freundin nicht 
nachweisen konnte, sich an den Kosten der Wohnung 
in A-Stadt beteiligt zu haben. Denn eine Kostenbetei-
ligung ist nur ein Indiz für eine doppelte Haushalts-
führung, nicht aber zwingende Voraussetzung. Auch 
die erst im Dezember 2006 erfolgte Ummeldung 
beim Einwohnermeldeamt sagte steuerlich nichts 
darüber aus, ob schon vorher der Lebensmittelpunkt 
von R-Stadt nach A-Stadt verlagert worden war.
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